Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2730 


03. 06. 92 


Sachgebiet 26 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. 

- Drucksachen 12/2062, 12/2718 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Asylverfahrens 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§24 

Pflichten des Bundesamtes 

(1) Das Bundesamt nimmt den Asylantrag auf, klärt den 
Sachverhalt und erhebt die erforderlichen Beweise. Es hat 
hierbei den Ausländer persönlich anzuhören. Das Bundes- 
amt entscheidet über die Anerkennung als Asylberechtigter 
und trifft die Feststellung, ob die Voraussetzungen des § 51 
Abs. 1 des Ausländergesetzes vorliegen. 

(2) Es ist gegenüber Ausländern, die einen Asylantrag 
oder einen Folgeantrag (§ 69) gestellt haben, zuständig für 
alle aufenthalts- und paßrechtlichen Maßnahmen nach die- 
sem Gesetz, dem Ausländergesetz und nach ausländerrecht- 
hchen Bestimmungen in anderen Gesetzen. Die Zuständig- 
keit endet, wenn 

1. der Ausländer als Asylberechtigter anerkannt und ihm 
eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist 
oder 

2. dem Ausländer ungeachtet der bestandskräftigen Ableh- 
nung oder der Rücknahme seines Asylantrages oder sonst 
nach Abschluß des Asylverfahrens eine A^ufenthaltsge- 
nehmigung erteilt worden ist oder der Ausländer aus 
anderen Gründen berechtigt ist, sich im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes aufzuhalten oder 

3. dem Ausländer auf Grund einer Anordnung einer obersten 
Landesbehörde nach § 54 des Ausländergesetzes oder im 
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Einzelfall eine nicht nur kurzfristige Duldung erteilt wor- 
den ist oder 

4. der Ausländer ausgereist ist oder abgeschoben wurde. " 

2. § 31 Abs. 3 und 4 erhält folgende Fassung: 

„(3) Im Rahmen der von ihm vorzunehmenden Prüfung 
und Feststellung der Abschiebungshindernisse und Dul- 
dungsgründe entscheidet das Bundesamt auch über die Er- 
teilung der Duldung, 

(4) Wird ein Ausländer nach § 26 als Asylberechtigter 
anerkannt, soll von den Feststellungen nach Abs. 3 und zu 
§ 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes abgesehen werden. 

3. § 32 erhält folgende Fassung: 

.§32 

Entscheidung bei Antragsrücknahme 

Im Falle der Rücknahme des Asylantrages stellt das Bun- 
desamt in seiner Entscheidung fest, daß das Asylverfahren 
eingestellt ist. § 31 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung; 
in den Fällen des § 33 ist nach Aktenlage zu entscheiden. " 

4. An § 34 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Das Bundesamt beschafft die für die Abschiebung 
des Ausländers erforderlichen Dokumente und leitet sie der 
zuständigen Ausländerbehörde zur Durchführung der Ab- 
schiebung zu. 

5. § 39 erhält folgende Fassung: 

.§39 

Abschiebungsandrohung nach Aufhebung 
der Anerkennung 

Hat das Verwaltungsgericht die Anerkennung aufge- 
hoben, verfährt das Bundesamt nach § 31 Abs. 3 und § 34 
Abs. 1 und 3.'' 

11. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5. § 50 wird wie folgt gefaßt: 

,§ 50 

Androhung der Abschiebung 

(1) Die Abschiebung soll schriftlich unter Bestimmung einer 
Ausreisefrist angedroht werden, es sei denn, daß Duldungs- 
gründe nach § 55 vorliegen, die die Abschiebung in jeden Staat 
nicht nur kurzfristig verbieten. Die Androhung soll mit dem 
Verwaltungsakt verbunden werden, durch den der Ausländer 
nach § 42 Abs. 1 ausreisepfhchtig wird. 

(.2) ln der Androhung ist der Staat zu bezeichnen, in den der 
Ausländer abgeschoben werden soll, und der Ausländer darauf 
hinzuweisen, daß er auch in jeden anderen Staat abgeschoben 
werden kann, in den er einreisen darf oder der zu seiner Rück- 
übernahme verpflichtet ist. Kann ein solcher Staat nicht 
bezeichnet werden, unterbleibt die Androhung. 
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(3) Liegen Abschiebungshindernisse und Duldungs- 
gründe nach den §§51 und 53 sowie § 55 Abs. 2 oder 4 in 
Verbindung mit § 54 vor, sind in der Androhung die Staa- 
ten zu bezeichnen, in die der Ausländer nicht abgeschoben 
werden darf. 

(4) Die Ausreisefrist wird unterbrochen, wenn die Voll- 
ziehbarkeit der Ausreisepflicht oder der Androhung ent- 
fällt. Nach Wiedereintritt der Vollziehbarkeit bedarf es 
keiner erneuten Fristsetzung, auch wenn die Vollziehbar- 
keit erst nach dem Ablauf der Ausreisefrist entfallen ist. 

(5) In den Fällen des § 49 Abs. 2 Satz 1 bedarf es keiner 
Fristsetzung; der Ausländer wird aus der Haft oder dem 
öffentlichen Gewahrsam abgeschoben. Die Abschiebung 
soll mindestens eine Woche vorher angekündigt werden .' '' 

Bonn, den 3. Juni 1992 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


Begründung 

Mit der Änderung zu § 24 soll die umfassende Zuständigkeit des 
Bundesamtes - einschließlich der Prüfung sämtlicher Duldungs- 
gründe und der Beschaffung von gegebenenfalls fehlenden Rück- 
reisedokumenten abgelehnter Asylbewerber - begründet wer- 
den. Die Änderung ist notwendig, um die am 10. Oktober 1991 
beim Bundeskanzler getroffene Parteienvereinbarung umzuset- 
zen und eine größtmögliche Beschleunigung der Asylverfahren zu 
erreichen. Bei den Änderungen zu Nummer 2 bis Nummer 6 han- 
delt es sich um Folgeänderungen. Die Änderung zu Nummer 6 
berücksichtigt darüber hinaus, daß eine Abschiebungsandrohung 
nur dann ergehen darf, wenn eine Abschiebung auch tatsächlich 
möglich ist (siehe auch A II 5 b Absatz 2 der Begründung des 
Gesetzentwurfes und Antrag der Fraktion der SPD „Beschleuni- 
gung der Asylverfahren'' vom 14. Februar 1992 - Drucksache 
12/2100). 
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